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Vorwort
Liebe Leserin, lieber Leser,

immer stärker hängt die Attraktivität bayerischer Kommunen mit davon ab, wie gut es ihnen ge-
lingt, den demografischen Wandel zu meistern. Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt, Integration 
von Menschen mit Migrationshintergrund, bürgerschaftliches Engagement, Politik für Menschen 
mit Behinderung, Senioren-, Frauen- und Familienpolitik – eine Kommune, die auch in Zukunft 
Heimat für Jung und Alt sein will, darf die Augen vor den Herausforderungen, die sich einer  
alternden Gesellschaft stellen, nicht verschließen.

Der demografische Wandel wirft dabei nicht nur Fragen der Planung und der Finanzierung auf. 
Genauso wichtig sind Fragen des gesellschaftlichen Zusammenlebens, des Generationenzusam-
menhalts und der Förderung von Chancen und Potentialen in der Bevölkerung.

Was kann in meiner Kommune bewegt werden, damit sie für junge Leute attraktiv ist und diese 
vor Ort bleiben? Gibt es eine gute Infrastruktur für Seniorinnen und Senioren? Haben Eltern 
genug Unterstützung für die Erziehung ihrer Kinder? Werden bei den Konzepten migrations- und 
integrationsspezifische Aspekte berücksichtigt? Diese und weitere Fragen beschäftigen jeden 
kommunalen Entscheidungs- und Handlungsträger, denn sie sind entscheidend für eine hohe  
Lebensqualität in einer Gemeinde und für die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger vor Ort.

In allen Regionen Bayerns findet eine vielfältige Auseinandersetzung mit dem demografischen 
Wandel statt – in unterschiedlicher Intensität und in unterschiedlicher Akzentuierung. Wer sich mit 
dem Themenkreis befasst, merkt schnell, dass viele Fragestellungen in den Blick genommen wer-
den müssen. Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen 
hat in der vorliegenden Broschüre aus seiner Sicht maßgebliche Fragen zusammengestellt, die 
für die politische und fachliche Praxis in Bayern als Wegweiser („Checkliste“) dienen können. 
Sie richtet sich in erster Linie an die Entscheidungsträger in den Kommunen, aber auch an alle 
anderen Aktiven und Verantwortlichen vor Ort, die sich mit den Herausforderungen des demogra-
fischen Wandels unter dem Fokus des Sozialbereichs auseinandersetzen.

Wir würden uns sehr freuen, wenn die Broschüre und die von uns ins Leben gerufenen Veran-
staltungsreihe (www.demografie.bayern.de, www.regionen.bayern.de) mit dazu beitragen, dass 
kommunale Demografiestrategien in Bayern leichter entwickelt, fortentwickelt und umgesetzt 
werden können. Damit wir weiterhin auf starke Kommunen und eine hohe Lebensqualität in allen 
Regionen Bayerns vertrauen können!
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Christine Haderthauer 
Staatsministerin
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Staatssekretär



Herausforderung Demografischer Wandel

Wie viele Kinder, Jugendliche, Familien und ältere Menschen werden 
wir künftig in der Stadt, der Gemeinde und im Landkreis haben?  
Wie werden die Bürgerinnen und Bürger leben, arbeiten und zusam­
menleben? 

Der demografische Wandel stellt eine der größten Herausforderungen 
für die Zukunft Bayerns und seiner Regionen dar. Dies veranschau­
lichen folgende Grafiken.

Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern 
Veränderung 2030 gegenüber 2010 in Prozent
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Quelle: �Bayerisches Landesamt für Statistik und  
Datenverarbeitung, München 2011

Veränderung 2030 � Häufigkeit 
gegenüber 2010 in Prozent

	 bis unter –7,5	 „stark abnehmend“� 22
–7,5	 bis unter –2,5	 „abnehmend“� 26
–2,5	 bis unter 2,5	 „stabil“� 26
2,5	 bis unter 7,5	 „zunehmend“� 14
7,5	 oder mehr	 „stark zunehmend“� 8

Größte Abnahme:
Lkr. Wunsiedel i. Fichtelgebirge� –20,2 %
Größte Zunahme:
Lkr. München� 13,9 %
Bayern:� 0,0 %



Anteil der 65-Jährigen oder Älteren  
an der Gesamtbevölkerung 2010
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Anteil � Häufigkeit 
in Prozent

	 bis unter 20,0� 49
20,0	 bis unter 25,0� 46
25,0	 bis unter 30,0� 1
30,0	 oder mehr� 0

Minimum:  Lkr Freising� 15,3%
Maximum: Lkr Wunsiedel i. Fichtelgebirge� 25,4%
Bayern:� 19,5%

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, München 2011



Anteil der 65-Jährigen oder Älteren  
an der Gesamtbevölkerung 2030
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Anteil � Häufigkeit 
in Prozent

	 bis unter 20,0� 1
20,0	 bis unter 25,0� 12
25,0	 bis unter 30,0� 63
30,0	 oder mehr� 20

Minimum:  Krfr. St.  München� 19,0%
Maximum: Lkr Wunsiedel i. Fichtelgebirge� 34,4%
Bayern:� 26,4%

Quelle: Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung, München 2012
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Generationenfreundliche  
Zukunft

Attraktive Kommunen sind ein großer Standortvorteil Bayerns. Künftig wird 
die Anziehungskraft der Regionen maßgeblich davon mitbestimmt werden, 
wie familien- und generationenfreundlich sie sind, ob sie eine aktivierende 
und den Bedürfnissen älterer Menschen gerecht werdende Seniorenpoli­
tik betreiben und ob es ihnen gelingt, den Zusammenhalt der Generationen 
innerhalb und außerhalb der Familien zu stärken. Der Sozialbereich ist damit 
ein zentraler Baustein jeder Demografiestrategie auf kommunaler Ebene.

Integrierte soziale Entwicklung

Kommunale Konzepte zur Gestaltung des demografischen Wandels müssen alle Aspekte des Familien­
lebens in die Überlegungen miteinbeziehen. Angefangen von der Frage, welche Voraussetzungen ge­
geben sein müssen, damit sich Familien und junge Paare für Kinder entscheiden, bis hin zur Frage, wie 
ältere Menschen künftig leben und versorgt werden wollen. Familienpolitische Handlungskonzepte und 
seniorenpolitische Gesamtkonzepte sind wertvolle Bestandteile einer jeden kommunalen Demografie­
strategie. Ziel ist dabei eine integrierte soziale Entwicklung, die alle Fachbereiche des Sozialbereichs 
miteinander verknüpft, Schnittstellen mit anderen Planungsbereichen berücksichtigt und insgesamt auf 
den Generationenzusammenhalt und die Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements ausgerichtet ist.



Inklusiver Sozialraum

Integrierte soziale Entwicklung ist letztlich auf die Schaffung eines inklusiven Sozialraums ausgerichtet. 
Ziel ist ein barrierefreies Lebensumfeld, das alte und junge Menschen, alle Menschen mit und ohne Be­
hinderungen, Menschen mit oder ohne Migrationshintergrund selbstbestimmt gemeinsam mitgestalten 
und nutzen können. Um Inklusion in allen Lebensbereichen zu verwirklichen, ist eine inklusive Ausrich­
tung der gesamten Kommunalverwaltung notwendig, einschließlich der Bereiche Infrastruktur-, Verkehrs- 
und Stadtentwicklungsplanung.

Demografischer Wandel als Impuls 
für Kreativität und Innovation

Die Fortentwicklung und Umsetzung kommu­
naler Demografiestrategien wird dann besonders 
erfolgreich sein, wenn sie auf die vor Ort vor­
handenen Initiativen und Strukturen aufbaut und 
innovativen und kreativen Gedanken Raum gibt. 
Der demografische Wandel muss als Chance 
zum Gestalten genutzt werden und darf nicht 
als Bedrohung verstanden werden, auf die es zu 
reagieren gilt.

Checkliste
Die Auseinandersetzung mit den Folgen des demografischen Wandels wird in 
jeder Kommune anders verlaufen. Es gibt aber eine Reihe von Fragestellungen 
mit denen sich jede Kommune beschäftigen sollte. In dieser Broschüre finden Sie 
praxisbezogene Fragestellungen geordnet nach Themenfeldern, die eine vertiefte 
Auseinandersetzung mit demografiebezogenen Herausforderungen im Sozialbe­
reich ermöglichen. Eine zusammengefasste Checkliste sowie Hinweise auf rele­
vante Handlungsfelder und weiterführende Informationen erleichtern den Einstieg 
in die Materie.

9

Checkliste

1. Wie setzen sich die Verantwortlichen der Kom­

mune aus Politik und Verwaltung im Sozialbereich 

themenfeldübergreifend mit den prognostizierten 

Auswirkungen des demografischen Wandels auf 

ihre Kommune auseinander?

2. Welche Handlungsfelder werden aufgrund der 

erwarteten demografischen Entwicklung kurz-, 

mittel- und langfristig gesehen?

Weiterführende Informationen
Aufbruch Bayern – Aktionsplan demografischer Wandel der Bayerischen  
Staatsregierung (www.aufbruch.bayern.de, Ländlicher Raum)

Eckpunkte des Deutschen Vereins für einen inklusiven Sozialraum  
(www.deutscherverein.de, Empfehlungen und Stellungnahmen/Alter und  
Altenhilfe)



Familienpolitik

Politik für Familien ist dort am greifbarsten, wo Familien  
leben, in den Gemeinden und Städten, unmittelbar vor Ort. 
Dort werden die Rahmenbedingungen für eine familien­
freundliche Umwelt gestaltet.

Was ist ein familienpolitisches Konzept?

Eine gute und erfolgreiche Familienpolitik in der einen Kom­
mune ist keine Garantie, dass dieselben Maßnahmen eins 
zu eins und auf Dauer „übertragbar“ sind und in einer  
anderen Kommune ebenfalls den gewünschten Erfolg 
garantieren. Entscheidend ist vielmehr ein Konzept, das 
den Besonderheiten der jeweiligen Kommune Rechnung 
trägt, mit den Familien und Akteuren vor Ort abgestimmt 
ist und entsprechend den Bedürfnissen der Familien fort­
entwickelt wird. Ein familienpolitisches Konzept berührt 
viele Handlungsbereiche der Kommunalpolitik. Aber auch 
Handlungsbereiche der örtlichen Wirtschaft und privates 
Handeln haben unmittelbar Einfluss auf die Familienfreund­
lichkeit innerhalb der Kommune. Der Erfolg eines familien­
politischen Konzepts hängt daher wesentlich davon ab, dass 
kommunale Entscheidungen, Entscheidungen in der örtli­
chen Wirtschaft und privates Handeln wo immer möglich 
familienfreundlich ausgestaltet werden.
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Handlungsfelder

• �Kind- und familiengerechte Betreuungsangebote
• �Beratung und Information von Familien,  

Vernetzung
• �Familienfreundliches Wohnen, Verkehrsplanung, 

Infrastruktur, Grünflächen und Spielbereiche
• �Entlastung und Unterstützung von Familien,  

Familien- und Elternbildung
• �Vereinbarkeit von Familie und Beruf
• �Kultur- und Freizeitangebote
• �Familienfreundliche Verwaltung
• �Bedarfsgerechtes Bildungswesen, Zusammen­

arbeit und Vernetzung von Jugendhilfe und 
Schulen

• �Integrationsangebote für ausländische Kinder 
und deren Familien sowie für behinderte Kinder 
und deren Familien

• �Individuelle Förderung von Kindern in besonderen 
Situationen

• �Interessenvertretung von Kindern, Jugendli­
chen und ihren Familien

• �Kinder- und familienfreundliches Klima

Weiterführende Informationen
Informationen zu kommunalen Familientischen sowie der Praxisleitfaden  
„Kommunale Familientische“ des StMAS (www.stmas.bayern.de,  
Familienpolitik).

Visionen einer kinder- und familienfreundlichen Stadt auf den Seiten der Bertels­
mann Stiftung (www.bertelsmann-stiftung.de, familienfreundliche Gesellschaft).

Broschüre „Lokale Handlungsfelder nachhaltiger Familienpolitik“  
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
(www.bmfsfj.de, Service / Publikationen)   

Beispiele guter Familienpolitik

Stadt Nürnberg (www.bff-nbg.de) 
Familienregion Bamberg (www.bamberg-familienfreundlich.de)
Familienregion Oberfranken (www.familienland-oberfranken.de)
Familienportal Donau-Ries (www.familienportal.donau-ries.de)
Familienfreundlichkeitsprüfung Würzburg (www.wuerzburg.de unter der  
Stichwortsuche „Familienfreundlichkeitsprüfung“)

Checkliste

3. Gibt es ein mit den familienpolitischen  
Akteuren vor Ort entwickeltes familienpolitisches 
Handlungskonzept, das auf die Verbesserung 
einer kinder- und familiengerechten Infrastruktur 
vor Ort zielt (z. B. bedarfsgerechte Betreuungs­
angebote, Wohnverhältnisse, Bildungsangebote, 
„familiennahe“ Hilfen im Alltag, Unterstützung 
nach unterschiedlichen Lebenslagen und  
-phasen, Auf-/Ausbau von familienbezogenen 
Netzwerken, z. B. kommunalen Familientischen)?

4. Wie wird sichergestellt, dass die besonderen 
Gegebenheiten vor Ort in das familienpolitische 
Handlungskonzept einfließen?

5. Welche Instrumente (z.B. Familienbeirat, Fa­
milienförderplan, Familienfreundlichkeitsprüfung, 
Familienkonzepte in der Fachplanung, Familien­
freundliches Verwaltungshandeln, periodische 
Familienberichte) sind zur Umsetzung des famili­
enpolitischen Handlungskonzeptes vorgesehen?
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Seniorenpolitik
Die Zunahme älterer, hochbetagter 
und pflegebedürftiger Menschen 
macht es notwendig, dass die Kom­
munen seniorenpolitische Gesamt­
konzepte entwickeln und umsetzen, 
welche die Potentiale älterer Men­
schen anerkennen und einbeziehen 
und sich an den gewandelten Be­
dürfnissen älterer Menschen und 
an dem Grundsatz „ambulant vor 
stationär“ orientieren. Dabei darf das 
Bild vom Altern nicht durch eine Defizitsicht ge­
prägt sein. Den Erfahrungen und Kompetenzen 
der älteren Mitbürgerinnen und Mitbürger muss 
Raum gegeben werden. Ihr Wirken ist für eine 
zukunftsfähige Gestaltung der Kommune unab­
dingbar. Die Entwicklung eines differenzierten 
und realistischen Bildes über das Leben älterer 
Menschen ist deshalb eine wichtige Vorausset­
zung zur Gestaltung des demografischen Wan­
dels auf kommunaler Ebene.

Was ist ein seniorenpolitisches  
Gesamtkonzept?
Die Grundlage moderner und nachhaltiger  
Seniorenpolitik muss die Vielfalt der individuellen 
Lebensentwürfe älterer Menschen sein. Vor  
diesem Hintergrund ist der Paradigmenwechsel 
von der traditionellen Altenhilfepolitik zu Senio­
renpolitischen Gesamtkonzepten von zentraler 
Bedeutung, der in Art. 69 des Bayerischen Ge­
setzes zur Ausführung der Sozialgesetze 1) veran­
kert ist. Moderne und nachhaltige Seniorenpolitik 
berücksichtigt die Potentiale und Ressourcen 
älterer Menschen, ohne die Seniorinnen und  
Senioren außer Acht zu lassen, die einen Hilfe- 
und Unterstützungsbedarf haben. Zur Unterstüt­
zung der Kommunen bei der Entwicklung von 
seniorenpolitischen Gesamtkonzepten dienen die 
vom Bayerischen Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, Familie und Frauen gemein­
sam mit den kommunalen Spitzenverbänden und 
dem Institut Arbeitsgruppe für Sozialplanung und 
Altersforschung entwickelten Eckpunkte.

1) Art. 69 AGSG – Bedarfsermittlung
(1) Die nach den Art. 71, 72 und 73 zuständigen Aufgabenträger stellen im Benehmen mit den Gemeinden, den örtlichen und regionalen  
Arbeitsgemeinschaften der Pflegekassen, den überörtlichen Trägern der Sozialhilfe und den Trägern der Pflegeeinrichtungen den für ihren 
Bereich erforderlichen längerfristigen Bedarf an Pflegeeinrichtungen fest.
(2) Die Bedarfsermittlung ist Bestandteil eines integrativen, regionalen seniorenpolitischen Gesamtkonzeptes, das nach dem Grundsatz „ambu­
lant vor stationärer“ die Lebenswelt älterer Menschen mit den notwendigen Versorgungsstrukturen sowie neue Wohn- und Pflegeformen für 
ältere und pflegebedürftige Menschen im ambulanten Bereich umfasst.



Checkliste

6. Gibt es ein auf der Grundlage des Leitfadens 
„Kommunale Seniorenpolitik“ im Benehmen mit 
den kreisangehörigen Gemeinden entwickeltes 
seniorenpolitisches Gesamtkonzept des Land­
kreises oder auch der Gemeinde?

7. Wird das seniorenpolitische Gesamtkonzept des 
Landkreises in der Gemeinde entsprechend den lo­
kalen Gegebenheiten und Bedürfnissen umgesetzt 
und gegebenenfalls angepasst?

8. Welches Bild des Alterns liegt dem Planen und 
Handeln der Kommune zugrunde?
Wie werden die unterschiedlichen Potentiale 
älterer Menschen anerkannt und berücksichtigt? 
Bestehen Ansätze zur gesellschaftlichen Teilhabe 
älterer Menschen, z. B. in Form von Senioren-
beiräten, Projekte zum bürgerschaftlichen Enga­
gement sowie Beratungs-, Bildungs- und  
Begegnungsmöglichkeiten für ältere Menschen?

9. Wie wird sich auf längere Sicht die Zusammen­
setzung des Personenkreises der älteren Men­
schen (rüstige Ältere, Personen mit  
Unterstützungsbedarf, pflegebedürftige Ältere, 
Menschen mit Demenzerkrankung) in der  
Kommune entwickeln?
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10. Wie wird sich auf längere Sicht die Zahl der 
Singlehaushalte bei älteren Menschen, insb. 
solchen ohne familiäres Unterstützungspotential, 
in der Kommune entwickeln? 

11. Gibt es für alle Altersgruppen ausreichend  
präventive Angebote für ein gesundes Altern? 

12. Welche Wohn- und Betreuungsformen ste­
hen derzeit und künftig älteren Menschen mit 
einem Unterstützungsbedarf zur Verfügung und 
welche Unterstützungsmöglichkeiten gibt es für 
pflegende bzw. betreuende Angehörige? Gibt 
es niedrigschwellige Dienstleistungen, Nachbar­
schaftshilfe oder ehrenamtliche Helferkreise?

Handlungsfelder

• �Integrierte Orts- und Entwicklungsplanung
• Wohnen zu Hause
• Beratung, Information und Öffentlichkeitsarbeit
• Präventive Angebote
• Gesellschaftliche Teilhabe
• �Bürgerschaftliches Engagement für und von  

Seniorinnen und Senioren
• �Betreuung und Pflege  

(einschl. Pflegebedarfsermittlung)
• �Unterstützung pflegender Angehöriger
• �Angebote für besondere Zielgruppen
• �Kooperations- und Vernetzungsstrukturen
• �Hospiz- und Palliativversorgung

Weiterführende Informationen
Leitfaden „Kommunale Seniorenpolitik“ und Broschüre „Seniorenpolitisches  
Konzept“ des StMAS sowie Informationen zum Aktiven Altern und Wohnen im Alter  
(www.stmas.bayern.de, Seniorenpolitik)

Beispiele guter Seniorenpolitik

Broschüren „Zukunftsweisende Seniorenpolitik in Bayern – Preisgekrönte Seniorenpolitische 
Gesamtkonzepte“ und „Alternative Wohnformen für ältere Menschen“ des StMAS (www.stmas.
bayern.de, Seniorenpolitik/Kommunale Seniorenpolitik bzw. Seniorenpolitik/Wohnen im Alter)

Qualitätszeichen „Generationenfreundliches Einkaufen“  
(www.generationenfreundliches-einkaufen.de)



Bildung und  
Beschäftigung
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Die Attraktivität der Kommune im Bereich Bildung und  
Beschäftigung stellt einen wesentlichen Baustein ihrer  
Familienfreundlichkeit dar und schafft notwendige Rahmen­
bedingungen für einen attraktiven Wirtschaftsstandort. 
Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wird heute und in 
Zukunft ein zentraler Punkt bei der Familienplanung sein. 
Gleichzeitig sind in diesem Zusammenhang Fragestellungen 
relevant, die den Alterungsprozess bei den Beschäftigten 
zum Gegenstand haben.
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Checkliste
13. Welche Möglichkeiten hat die Kommune 
und wie nutzt sie diese, um auf eine Erhöhung 
der Beschäftigungsquote insgesamt bzw. spe­
ziell von jüngeren sowie älteren Beschäftigten, 
Frauen, Geringqualifizierten, Menschen mit 
Migrationshintergrund und Menschen mit Behin­
derung hinzuwirken?

14. Welche weiteren Maßnahmen können  
umgesetzt werden, um die Vereinbarkeit von  
Familie bzw. bürgerschaftlichem Engagement 
mit Erwerbstätigkeit zu verbessern?

15. Wie werden der Bedarf und die Themen 
zur Aus-, Fort- und Weiterbildung (Stichworte: 
lebenslanges Lernen; berufliches Leben; gesell­
schaftliche Partizipation) ermittelt?

16. Sind Angebote zur Aus-, Fort- und Weiterbil­
dung in ausreichendem Umfang in zumutbarer 
Entfernung vorhanden?

17. Welche Möglichkeiten hat die Kommune 
und wie nutzt sie diese, um es einer alternden 
Belegschaft zu ermöglichen, trotz zunehmender 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen in Beschäfti­
gungsverhältnissen zu verbleiben?

Weiterführende Informationen
Geschlechtsspezifische Daten zu Arbeit, Alltagsmanagement, Bildung, Einkommen, Mobilität 
und Partizipation in den Landkreisen und Kommunen in der Studie „Warum Frauen nicht  
arbeiten können und Männer das Geld verdienen“ des StMAS (www.stmas.bayern.de,  
Gleichstellung/Chancengerechtigkeit in Bayern) 

Informationen zur Vereinbarkeit von Familien und Erwerbsleben sowie zur Kinderbetreuung auf 
den Seiten des StMAS (www.stmas.bayern.de, Gleichstellung bzw. Familie/Kinderbetreuung).

„Plattform Betreuung“ (www.bayme.de/Plattform-Betreuung oder www.vbm.de/Plattform-
Betreuung)

Beispiele ausgezeichneter, familienfreundlicher Unternehmen auf der Internetseite zum Bayeri­
schen Staatspreis „SIEgER – gerechte Chancen in der Arbeitswelt“ (www.sieger.bayern.de).
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Bürgerschaftliches  
Engagement

Checkliste

18. Ist die Infrastruktur (Beratung, Koordinierung, 

Fortbildung) zur Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements aller Altersgruppen aus-reichend?

19. Welche kommunalen Maßnahmen tragen zur 

erhöhten Anerkennung bürgerschaftlichen Enga­

gements von staatlicher Seite bei?



Bürgerschaftliches Engagement ist eine wichtige Voraussetzung gelebter  
Demokratie, gesellschaftlicher und individueller Lebensqualität. Es entsteht und 
entwickelt sich vor Ort. Das Erscheinungsbild unserer Gesellschaft ändert sich 
langsam, aber bereits spürbar. Die Bevölkerung insgesamt wird älter. Gleichzeitig 
leben die verschiedenen Generationen immer seltener unter einem Dach. Eine 
Konstante bleibt jedoch: Menschen aller Altersgruppen sind im Alltag auf andere 
Menschen angewiesen. Wer sich engagiert ist unentgeltlich, freiwillig und ge­
meinwohlorientiert für andere tätig, aber er hat auch selbst viel davon. Er kann 
seine Kreativität, seine Ideen einbringen, Verantwortung übernehmen und so 
sein Umfeld gestalten. Dafür findet er neue Kontakte, einen Zusammenhalt. Der 
Einzelne spürt, er wird gebraucht. Und: Sich zu engagieren macht Spaß! Sich zu 
engagieren bedeutet auch; Mitgestalten und verändern. Menschen partizipieren 
an der Entwicklung ihrer Gemeinde und ihrer Stadt. Damit steigen auch die Le­
bensqualität und die Attraktivität des Ortes.

Die Kommunen bilden mit ihren Vereinen, Verbänden,  
Parteien, Selbsthilfegruppen und Bürgerinitiativen eine un­
verzichtbare Grundlage für eine aktive Bürgergesellschaft. 
Die vor Ort vorhandenen Rahmenbedingungen für bürger­
schaftliches Engagement stellen die Weichen für die Zu­
kunft. Es ist daher eine wichtige Aufgabe der Kommunen, 
die Rahmenbedingungen für das ehrenamtliche Engage­
ment zu unterstützen und zu gestalten. Gegenseitige Un­
terstützung und Hilfe sind für den gesellschaftlichen Zu­
sammenhalt und eine lebenswerte Heimat unverzichtbar.
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Weiterführende Informationen
Überblick, Einstieg und Zusammenfassung wichtiger Links auf den Seiten des 
StMAS (www.stmas.bayern.de, Ehrenamt)

Landesnetzwerk „Bürgerschaftliches Engagement“ (www.wir-fuer-uns.de)

Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen/Freiwilligenzentren Bayern 
(www.lagfa.de)

Freiwilliges soziales Jahr in Bayern (www.fsj.bayern.de)

Bundesfreiwilligendienst (www.bundesfreiwilligendienst.de)

Ehrenamtsnachweis (www.ehrenamtsnachweis.de) und Ehrenamtskarte in  
Bayern (www.ehrenamtskarte.bayern.de)

Bayerische Stiftung Hospiz (www.bayerische-stiftung-hospiz.de )



18 Generationen- 
zusammenhalt

Der Zusammenhalt zwischen den Generationen ist weit ver­
breitet, gesamtgesellschaftlich unverzichtbar, jedoch heute in 
vielen Fällen keine Selbstverständlichkeit mehr. 

Angesichts sich ändernder Familienstrukturen und 
Generationenbeziehungen und mit Blick auf die 
Alterung der Gesellschaft müssen in allen Lebensbe­
reichen Maßnahmen ergriffen werden, um auf eine 
möglichst umfassende Verzahnung der Generationen 
hinzuwirken. Dabei spielt der generationenübergrei­
fende Ansatz sowohl beim Ausbau bestehender als 
auch beim Aufbau neuer Angebote und Strukturen 
eine große Rolle. 
Den Generationendialog und die Generationen-
solidarität zu stärken, ist Aufgabe aller Akteure in 
der Kommune. Mit ihrem Engagement für ein enges 
Miteinander von Jung und Alt tragen sie wesentlich 
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und dem not­
wendigen Erfahrungs- und Wissenstransfer bei. Die 
Spannbreite der Handlungsaktivitäten ist groß und 
reicht von Mehrgenerationenhäusern und Angeboten 
von Mehrgenerationenwohnen über Schülerpaten­
schaften, Lesepaten, Opa- und Oma-Services, Sozi­
algenossenschaften bis hin zu Besuchsdiensten, in 
denen sich junge und ältere Menschen engagieren.
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Checkliste
20. Sind generationenübergreifende Netzwerke 
und Projekte der Kommune bzw. von Akteuren 
aus den Bereichen Soziales, Bildung, Wirtschaft 
und Wohnen ausreichend vorhanden? 

21.  Werden diese dauerhaft gestärkt und  
gesichert, beispielsweise durch institutionelle 
Verankerung?

Weiterführende Informationen
Generationenpolitik auf den Seiten des StMAS (www.generationen.bayern.de)

Initiative „ganz jung. ganz alt. ganz ohr.“ (www.bayern-ist-ganz-ohr.de)

Projektbüro „Dialog der Generationen“ (www.generationendialog.de)

Generationenübergreifende Wohnprojekte in Bayern  
(www.wohnprojektatlas-bayern.de)

Sonderveröffentlichung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtent­
wicklung (BMVBS), Forschungsprogramm Experimenteller Wohn- und Städtebau, 
„Stadtquartiere für Jung und Alt – Bilanz im Forschungsfeld ‚Innovationen für 
familien- und altengerechte Stadtquartiere’“ (www.bbsr.bund.de,  
Veröffentlichungen/ExWoSt-Info)

Beispiele generationenübergreifender Projekte in Bayern auf den Seiten des 
StMAS (www.generationenprojekte.bayern.de)



Chancengerechtigkeit
Auf die Attraktivität einer Region haben viele Faktoren Einfluss, deren Wichtigkeit jedoch von 
Frauen und Männern teilweise unterschiedlich beurteilt wird. Angesichts demografischer Ver­
änderungen ist es wichtiger denn je, geschlechtsspezifische Problemfelder und Bedarfe in der 
Lebens- und Arbeitssituation von Frauen und Männern ausfindig zu machen, um vor Ort praxis- 
taugliche Lösungen zu entwickeln. Gleichzeitig sollten die unterschiedlichen Kompetenzen,  
Fähigkeiten und Erfahrungen von Frauen und Männern aktiv genutzt werden, um zu pass­
genauen Antworten zu kommen. Eine zukunftsweisende Kommunalpolitik kann es sich nicht 
leisten, Bedarfe und Talente von Männern oder Frauen außer Acht zu lassen.

Was ist Chancengerechtigkeit?

Chancengerechtigkeit dient der Durchsetzung der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern. Ihr muss zwingend eine geschlechtersensible Sichtweise zugrunde liegen. 
Geschlechtersensible Sichtweise bedeutet, bei allen gesellschaftlichen Vorhaben und Maßnah­
men die unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und Männern von 
vornherein zu bedenken. Die geschlechtsspezifischen Ausgangslagen müssen dabei genau, 
bewusst und planvoll untersucht sowie berücksichtigt werden. Geschlechtergerechtigkeit wird 
so bei allen Planungen und Entscheidungen zu einem wichtigen Abwägungsfaktor. Angesichts 
der knappen finanziellen und personellen Ressourcen von Gemeinden, Städten und dem Land 
kommt dem bedürfnisgerechten Einsatz dieser Mittel herausragende Bedeutung zu. Die ge­
schlechtersensible Sichtweise hilft Fehlinvestitionen zu vermeiden und maximale Effekte für die 
Bevölkerung zu erreichen.
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Weiterführende Informationen

Gleichstellungspolitik in Bayern und Chancenge­
rechtigkeit im Erwerbsleben (www.stmas.bayern.de, 
Frauen, Gleichstellung)

Geschlechtsspezifische Daten zur Chancengerechtig­
keit in den bayerischen Landkreisen und Kommunen 
sowie Handlungsoptionen in der Studie „Warum  
Frauen nicht arbeiten können und Männer das Geld 
verdienen“ des StMAS (www.stmas.bayern.de,  
Gleichstellung/Chancengerechtigkeit in Bayern) 

Broschüre „Frauen in Führungspositionen“ des StMAS (www.stmas.bayern.de, Frauen/Frauenpolitik)

Arbeitshilfe des Deutschen Städtetags „Gender Mainstreaming – Best-Practice-Beispiele aus den  
Kommunen“ auf den Seiten des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend  
(www.gender-mainstreaming.net, Bundesländer – Kommunen)

Checkliste

22. Werden bei der Entwicklung und Umsetzung 

der Planungen und Konzepte in ausreichender 

Weise Fragen der Geschlechtergerechtigkeit 

(insb. unterschiedliche Bedarfe von Frauen und 

Männern) berücksichtigt?



Themenfeldübergreifende
Fragestellungen
Kommunale Demografiekonzepte 
müssen langfristig angelegt, bürger­
nah entwickelt und in regelmäßigen 
Abständen der zu erwartenden 
demografischen Entwicklung ange­
passt werden. Ein konstruktives  
Zusammenwirken innerhalb der 
„kommunalen Familie“ ist eine 
wichtige Voraussetzung für ihre  
erfolgreiche Umsetzung.
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Weiterführende  
Informationen
Demografieleitfaden der Bayerischen Staats­
regierung (www.laendlicherraum.bayern.de, 
Demografieleitfaden)

Bauen und Demografie (www.stmi.bayern.de, 
Bauen/ Themen/ Demografie) 

Städtebauförderung – integrierte Handlungskon­
zepte (www.staedtebaufoerderung.bayern.de)

Barrierefreies Bauen für Bauherren  
(www.byak.de)

Kommunale Zusammenarbeit (www.stmi.bayern.
de, Bürger und Staat/Kommunen/Kommunale 
Zusammenarbeit)

Akademiegruppe „Altern in Deutschland“ zu 
Chancen und Problemen einer alternden  
Gesellschaft (www.altern-in-deutschland.de)

Demografischer Wandel in den Kommunen 
(www.bertelsmann-stiftung.de, Gesellschaft/ 
Kommunen und Regionen/Demografischer  
Wandel)

Checkliste
23. Werden die Bürgerinnen und Bürger bei der 
Entwicklung und Umsetzung der Konzepte zur 
Gestaltung und Bewältigung des demografischen 
Wandels ausreichend beteiligt?

24. Werden bei der Entwicklung und Umsetzung 
der Konzepte in ausreichender Weise migrations-, 
integrations- und inklusionsspezifische Aspekte 
berücksichtigt?

25. Benötigt die Kommune für die Entwicklung 
und Umsetzung der Konzepte zur Gestaltung und 
Bewältigung des demografischen Wandels  
externe (fachliche/wissenschaftliche) Unterstüt­
zung oder Begleitung?

26. Wird in bestimmten Abständen von der Kom­
mune die Notwendigkeit der Weiterentwicklung 
ihrer Konzepte geprüft?

27. Ist die Kommune ausreichend barrierefrei 
ausgerichtet?

28. Stellt das Angebot des öffentlichen Personen­
nahverkehrs die Erreichbarkeit von  
Bildungseinrichtungen ausreichend sicher und 
trägt es den Mobilitätsbedürfnissen aller gesell­
schaftlichen Gruppen (z. B. ältere Menschen, 
Kinder) ausreichend Rechnung?

29. Gibt es Maßnahmen zur gezielten Unterstüt­
zung von sozial benachteiligten Menschen, insb. 
im Bereich von Kindern und Familien?

30. In welchen Bereichen kann durch eine ver­
stärkte interkommunale Zusammenarbeit den 
Auswirkungen des demografischen Wandels 
begegnet werden?



Bayerisches Staatsministerium für
Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Checkliste „Generationenfreund-

1. Wie setzen sich die Verantwortlichen der Kom-
mune aus Politik und Verwaltung im Sozialbereich 
themenfeldübergreifend mit den prognostizierten 
Auswirkungen des demografischen Wandels auf 
ihre Kommune auseinander?

2. Welche Handlungsfelder werden aufgrund der 
erwarteten demografischen Entwicklung kurz-, 
mittel- und langfristig gesehen?

3. Gibt es ein mit den familienpolitischen  
Akteuren vor Ort entwickeltes familienpolitisches 
Handlungskonzept, das auf die Verbesserung 
einer kinder- und familiengerechten Infrastruktur 
vor Ort zielt (z. B. bedarfsgerechte Betreuungs
angebote, Wohnverhältnisse, Bildungsangebote, 
„familiennahe“ Hilfen im Alltag, Unterstützung 
nach unterschiedlichen Lebenslagen und -pha-
sen, Auf-/Ausbau von familienbezogenen Netz-
werken, z. B. kommunalen Familientischen)?

4. Wie wird sichergestellt, dass die besonderen 
Gegebenheiten vor Ort in das familienpolitische 
Handlungskonzept einfließen?

5.  Welche Instrumente (z. B. Familienbeirat,  
Familienförderplan, Familienfreundlichkeitsprüfung, 
Familienkonzepte in der Fachplanung, familien- 
freundliches Verwaltungshandeln, periodische 
Familienberichte) sind zur Umsetzung des famili-
enpolitischen Handlungskonzeptes vorgesehen?

6. Gibt es ein auf der Grundlage des Leitfadens 
„Kommunale Seniorenpolitik“ im Benehmen mit 
den kreisangehörigen Gemeinden entwickeltes 
seniorenpolitisches Gesamtkonzept des Land-
kreises oder auch der Gemeinde?

7. Wird das seniorenpolitische Gesamtkonzept in 
der Gemeinde entsprechend den lokalen Ge-
gebenheiten und Bedürfnissen umgesetzt und 
gegebenenfalls angepasst?

8. Welches Bild des Alterns liegt dem Planen und 
Handeln der Kommune zugrunde? Wie  
werden die unterschiedlichen Potentiale älterer 
Menschen anerkannt und berücksichtigt? Be-
stehen Ansätze zur gesellschaftlichen Teilhabe 
älterer Menschen, z. B. in Form von Seniorenbei-
räten, Projekte zum bürgerschaftlichen Engage-
ment sowie Beratungs-, Bildungs- und Begeg-
nungsmöglichkeiten für ältere Menschen?

9. Wie wird sich auf längere Sicht die Zusam-
mensetzung des Personenkreises der älteren 
Menschen (rüstige Ältere, Personen mit Unter-
stützungsbedarf, pflegebedürftige Ältere, Men-
schen mit Demenzerkrankung) in der Kommune 
entwickeln?

10. Wie wird sich auf längere Sicht die Zahl der 
Singlehaushalte bei älteren Menschen, insb. 
solchen ohne familiäres Unterstützungspotential, 
in der Kommune entwickeln?

11. Gibt es für alle Altersgruppen ausreichend 
präventive Angebote für ein gesundes Altern?
 
12. Welche Wohn- und Betreuungsformen ste-
hen derzeit und künftig älteren Menschen mit 
einem Unterstützungsbedarf zur Verfügung und 
welche Unterstützungsmöglichkeiten gibt es für 
pflegende bzw. betreuende Angehörige? Gibt 
es niedrigschwellige Dienstleistungen, Nachbar-
schaftshilfe oder ehrenamtliche Helferkreise?

13. Welche Möglichkeiten hat die Kommune und 
wie nutzt sie diese, um auf eine Erhöhung der 
Beschäftigungsquote insgesamt bzw.  
speziell von jüngeren sowie älteren Beschäf-
tigten, Frauen, Geringqualifizierten, Menschen 
mit Migrationshintergrund und Menschen mit 
Behinderung hinzuwirken?
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14.  Welche weiteren Maßnahmen können  
umgesetzt werden, um die Vereinbarkeit von  
Familie bzw. bürgerschaftlichem Engagement 
mit Erwerbstätigkeit zu verbessern?

15. Wie werden der Bedarf und die Themen 
zur Aus-, Fort- und Weiterbildung (Stichworte: 
lebenslanges Lernen; berufliches Leben; gesell-
schaftliche Partizipation) ermittelt?

16. Sind Angebote zur Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung in ausreichendem Umfang in zumutbarer 
Entfernung vorhanden?

17. Welche Möglichkeiten hat die Kommune 
und wie nutzt sie diese, um es einer alternden 
Belegschaft zu ermöglichen, trotz zunehmender 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen in Beschäfti-
gungsverhältnissen zu verbleiben?

18. Ist die Infrastruktur (Beratung, Koordinierung, 
Fortbildung) zur Förderung des bürgerschaftlichen 
Engagements aller Altersgruppen ausreichend?

19. Welche kommunalen Maßnahmen tragen zur 
erhöhten Anerkennung bürgerschaftlichen Enga-
gements von staatlicher Seite bei?

20. Sind generationenübergreifende Netzwerke 
und Projekte der Kommune bzw. von Akteuren 
aus den Bereichen Soziales, Bildung, Wirtschaft 
und Wohnen ausreichend vorhanden?

21. Werden diese dauerhaft gestärkt und gesichert, 
beispielsweise durch institutionelle Verankerung?

22. Werden bei der Entwicklung und Umsetzung 
der Planungen und Konzepte in ausreichender 
Weise Fragen der Geschlechtergerechtigkeit 
(insb. unterschiedliche Bedarfe von Frauen und 
Männern) berücksichtigt?

23. Werden die Bürgerinnen und Bürger bei der 
Entwicklung und Umsetzung der Konzepte zur 
Gestaltung und Bewältigung des demografischen 
Wandels ausreichend beteiligt?

24. Werden bei der Entwicklung und Umsetzung 
der Konzepte in ausreichender Weise migrations-, 
integrations- und inklusionsspezifische Aspekte 
berücksichtigt?

25. Benötigt die Kommune für die Entwicklung 
und Umsetzung der Konzepte zur Gestaltung und 
Bewältigung des demografischen Wandels exter-
ne (fachliche/wissenschaftliche) Unterstützung 
oder Begleitung?

26. Wird in bestimmten Abständen von der Kom-
mune die Notwendigkeit der Weiterentwicklung 
ihrer Konzepte geprüft?

27. Ist die Kommune ausreichend barrierefrei 
ausgerichtet?

28. Stellt das Angebot des öffentlichen  
Personennahverkehrs die Erreichbarkeit von  
Bildungseinrichtungen ausreichend sicher und 
trägt es den Mobilitätsbedürfnissen aller gesell-
schaftlichen Gruppen (z. B. ältere Menschen, 
Kinder) ausreichend Rechnung?

29. Gibt es Maßnahmen zur gezielten Unterstüt-
zung von sozial benachteiligten Menschen, insb. 
im Bereich von Kindern und Familien?

30. In welchen Bereichen kann durch eine ver-
stärkte interkommunale Zusammenarbeit den 
Auswirkungen des demografischen Wandels 
begegnet werden?
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